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Die Arabische Friedensinitiative und die inter-
nationale Gemeinschaft: Lippenbekenntnisse 
oder echtes Engagement?* 

Muriel Asseburg  

Mit Fug und Recht kann behauptet 
werden: Es hat keinen Mangel an de-
klaratorischer Unterstützung der inter-
nationalen Gemeinschaft für die Ara-
bische Friedensinitiative gegeben. So 
nimmt etwa die Roadmap von 2003 
explizit auf die Initiative Bezug, und 
die EU-Ratsschlussfolgerungen weisen 
regelmäßig darauf hin, dass die Initia-
tive ein wichtiges Element der interna-
tionalen Friedensbemühungen ist. 
Außerdem hat es durchaus ein reales 
Engagement der internationalen Ge-
meinschaft, insbesondere der USA und 
der EU, gegeben, um diese Friedensi-
nitiative zu unterstützen. Dieses Enga-
gement geht über rein deklaratorische 
Stellungnahmen hinaus. Es handelt 
sich insofern um ein „echtes Engage-
ment“, als dass die USA und die Euro-
päer großes Interesse daran haben, die 
arabischen Staaten verstärkt in die 
Bemühungen um Friedensregelungen 
in der Region einzubinden und sie 
stärker in die Verantwortung zu neh-
men. Zu einem darüber hinaus ge-
henden kooperativen, arbeitsteiligen 
Vorgehen auf Augenhöhe hat dies al-

lerdings bislang nicht geführt. Letztlich 
haben sich die USA und die Europäer 
seit 2002 vor allem deshalb immer 
wieder auf die Arabische Friedensiniti-
ative berufen, um ihren eigenen Initi-
ativen im Nahen Osten mehr Legiti-
mität zu verschaffen. 

Phasen und Motive des  
internationalen Engagements 

Dies ist in drei Phasen (Roadmap-
Prozess, Annapolis-Prozess und die 
Bemühungen der Obama-Administra-
tion) besonders deutlich geworden und 
wird durch die entsprechenden Doku-
mente illustriert. Zunächst springt 
dabei ins Auge, dass die von den USA 
angeführte internationale Gemein-
schaft grundsätzlich einen hands-off 
approach gegenüber dem Friedenspro-
zess anwendeten, sich aber immer dann 
gezwungen sahen, sich stärker zu enga-
gieren, wenn die Gewalt in der Region 
eskalierte – etwa nach der Operation 
Defensive Shield und der Wiederbeset-
zung der palästinensischen Städte in 
der Westbank im März/April 2002, 
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nach dem Libanon-Krieg 2006 und 
nach dem Gaza-Krieg zur Jahreswende 
2008/2009. Gleichwohl war es nicht 
nur die Absicht, eine weitere Eskalation 
zu verhindern bzw. die Situation nach 
den kriegerischen Auseinanderset-
zungen zu nutzen, um Fortschritte im 
Hinblick auf Konfliktregelung zu er-
zielen, die das Engagement antrieb. 

Hinzu sind jeweils auch andere 
Motivationen gekommen – 2002/2003 
im Hinblick auf den Irak-Krieg die 
Intention, die arabischen Staaten ein-
zubinden und auf Seiten der USA zu 
bringen; 2007 der Versuch, die politi-
sche Polarisierung in der arabischen 
Welt, inklusive der palästinensischen 
Gebiete, für eine neue Friedensinitiati-
ve zu nutzen – in der Annahme, dass 
das Interesse der sogenannten „mode-
raten“ Kräfte zu einer Regelung zu 
kommen, dadurch gestiegen sei; und, 
ähnlich gelagert, unter der Obama-
Administration, die Polarisierung im 
Zusammenhang mit dem Nuklearkon-
flikt mit dem Iran (also die Perzeption, 
Iran und seine Verbündeten vs. Israel, 
die westliche Staatengemeinschaft und 
die „moderaten“ arabischen Staaten) zu 
nutzen, um das pro-westliche Lager zu 
stärken und Fortschritte im Hinblick 
auf eine Friedensregelung zu erzielen. 

Dies hat allerdings bei der Umset-
zung der jeweiligen Friedensinitiativen 
nicht zu einer konkreten, arbeitsteiligen 
Kooperation zwischen der von den 

USA angeführten internationalen Ge-
meinschaft und der Arabischen Liga 
geführt. Dies kann anhand einiger 
Dokumente illustriert werden, in denen 
auf die Arabische Friedensinitiative 
Bezug genommen wird. Das erste Do-
kument ist die Sicherheitsratsresolution 
1397 vom 12. März 2002. Diese be-
grüßt nicht nur die Bemühungen der 
internationalen Gemeinschaft, insbe-
sondere derjenigen Akteure, die kurz 
darauf das Quartett bilden sollten, also 
der USA, Russlands, der EU und der 
Vereinten Nationen, sondern auch den 
Beitrag des saudi-arabischen Kronprin-
zen Abdallah, also das, was der Gipfel 
der Arabischen Liga in Beirut dann im 
April 2002 als Arabische Friedensiniti-
ative verabschieden würde. 

Die Roadmap und der  
Roadmap-Prozess

Das zweite Dokument ist die Roadmap 
vom April 2003. In dieser wird schon 
in der Praämbel auf die Arabische 
Friedensinitiative Bezug genommen: 
„This initiative is a vital element of 
international efforts to promote a com-
prehensive peace on all tracks.“ Aller-
dings wird der Arabischen Liga in der 
Roadmap keine konkrete Rolle in den 
drei Phasen, die zu einem Frieden in 
der Region führen sollten, zugewiesen. 
Einzelne arabische Staaten hingegen 
sollen durchaus eine Rolle spielen: in 
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der ersten vertrauensbildenden Phase 
beim Training palästinensischer Sicher-
heitskräfte durch Ägypten und Jorda-
nien sowie durch das Unterlassen der 
Finanzierung von Gruppen, die Gewalt 
und Terrorismus verüben seitens aller 
(arabischen) Staaten. 

In der zweiten Phase, in der ein 
palästinensischer Staat mit vorläufigen 
Grenzen etabliert werden soll, sollen 
die arabischen Staaten ihre Beziehun-
gen mit Israel wieder auf den Stand von 
vor Ausbruch der zweiten Intifada 
bringen. In dieser Phase sollen auch die 
multilateralen Verhandlungen wieder-
belebt und ein umfassender Friedens-
prozess eingeleitet werden. 

In der dritten Phase sollen die 
endgültigen Grenzen des palästinensi-
schen Staates in Verhandlungen festge-
legt und ein umfassender Frieden eta-
bliert werden. Letzterer schließt auch 
die umfassende Normalisierung der 
Beziehungen zwischen den arabischen 
Staaten und Israel ein. Dass die Nor-
malisierung der israelisch-arabischen 
Beziehungen nach dem Ende der Be-
satzung und einer einvernehmlichen 
Regelung der Flüchtlingsfrage erfolgen 
soll, wird also in der Roadmap bestä-
tigt. Dieser Ansatz führt das Prinzip 
„Land für Frieden“, den nicht zuletzt 
in Madrid bestätigten Ansatz für eine 
regionale Konfliktregelung, weiter aus. 
Doch der Roadmap-Prozess verlief 
schnell im Sande.

Der Annapolis-Prozess

Im Vorfeld des Annapolis-Gipfels vom 
November 2007 gab es intensive Be-
mühungen, um eine möglichst große 
arabische und islamische Präsenz zu 
gewährleisten und damit die Legitimi-
tät dieses Neuansatzes auf möglichst 
breite Füße zu stellen. Dabei machten 
die Europäer es sich zur Aufgabe, die 
diesbezüglichen amerikanischen An-
strengungen zu unterstützen. Deutsch-
land etwa bemühte sich als EU-Rats-
präsidentschaft in der ersten Hälfte des 
Jahres 2007 durch eine intensive Rei-
sediplomatie darum, in der arabischen 
Welt ein positives Echo auf die avisier-
te Wiederaufnahme des Friedenspro-
zesses zu erzeugen. Dies war insofern 
erfolgreich, als in Annapolis eine be-
achtliche Zahl hochrangiger Vertreter 
arabischer und islamischer Staaten 
anwesend war. 

Umso mehr fällt auf, dass im Ab-
schlussdokument des Gipfels – der vom 
damaligen amerikanischen Präsidenten 
George W. Bush verlesenen Deklarati-
on – weder auf die Arabische Friedens-
initiative Bezug genommen wird, noch 
für die arabischen Staaten, die Arabi-
sche Liga oder das Follow-up-Kommi-
tee der Arabischen Liga für die Frie-
densinitiative irgendeine Rolle vorge-
sehen ist. Aber nicht nur die arabischen 
Staaten blieben außen vor, auch dem 
Quartett wurde keine Aufgabe zuge-
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dacht. In Annapolis wurde vielmehr 
ein Prozess eingeleitet, der sehr stark 
durch die USA dominiert wurde, und 
zwar sowohl, was die Führungsrolle als 
auch was das Monitoring angeht – im 
Vergleich dazu war in der Roadmap 
noch ein Aufsichtsmechanismus vorge-
sehen, in dem die USA, die EU und die 
VN unterschiedliche Monitoring-Auf-
gaben übernehmen sollten. In der Re-
alität hatte dieser Mechanismus aller-
dings nicht funktioniert. 

Obamas Engagement im  
Friedensprozess

Bemerkenswert ist, dass US-Präsident 
Barack Obama in den wichtigen Reden 
zum Nahen Osten bzw. zur arabischen 
Welt, die er im ersten Amtsjahr zum 
Beispiel in der Türkei, in Kairo und vor 
der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen gehalten hat, nicht explizit 
auf die Arabische Friedensinitiative 
Bezug genommen hat. Zwar stellte 
Obama vor der Generalversammlung 
kooperative Ansätze in Aussicht und 
betonte in diesem Zusammenhang 
auch: „In pursuit of that goal we will 
develop regional initiatives with multi-
lateral participation alongside bilateral 
negotiations.“ Die Arabische Friedens-
initiative oder arabische Staaten er-
wähnte er dabei jedoch nicht direkt. 
Dennoch: Obama ist derjenige US-
Präsident, der versucht hat, das Poten-

tial der Arabischen Friedensinitiative 
zu nutzen und sie zu einem tragenden 
Element des amerikanischen Ansatzes 
gegenüber der Region auszubauen. 

In seiner vielbeachteten Kairo-
Rede vom Juni 2009 verlieh US-Präsi-
dent Obama seinem Willen Ausdruck, 
die Beziehungen der USA zu den isla-
misch geprägten Ländern auf eine neue, 
von gegenseitigem Respekt bestimmte 
Grundlage zu stellen. Ein zentrales 
Element bei diesem Neubeginn sollte 
eine ausgewogenere Haltung der US-
Administration im israelisch-palästi-
nensischen Konflikt und ein „aggressi-
ves Engagement“ zu dessen Befriedung 
sein. Vertrauensbildende Maßnahmen 
sollten zunächst – nach dem Gaza-
Krieg zur Jahreswende 2008/2009 – 
eine konstruktive Atmosphäre für die 
Wiederaufnahme von Verhandlungen 
schaffen. In diesem Sinne erwirkte die 
US-Administration von Benjamin 
Netanjahu, der im März 2009 sein Amt 
als Premierminister einer rechtsgerich-
teten Regierungskoalition angetreten 
hatte, ein Lippenbekenntnis zu einer 
Zweistaatenlösung. Und sie versuchte 
– letztlich erfolglos –, die israelische 
Regierung auf einen vollständigen 
Siedlungsstopp in den besetzten Gebie-
ten zu verpf lichten. Im Gegenzug 
sollten Washingtons arabische Verbün-
dete gegenüber Israel vertrauensbilden-
de Signale aussenden und Maßnahmen 
zur Normalisierung der Beziehungen 
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einleiten, etwa durch die (Wieder-) 
Eröffnung von Handelsvertretungen 
oder Gewährung von Überflugrechten. 
Dabei war Obamas Überlegung, die 
Attraktivität und Glaubwürdigkeit der 
Arabischen Friedensinitiative dadurch 
zu erhöhen, dass die arabischen Staaten 
vertrauensbildende Maßnahmen er-
greifen würden. Diese würden dann 
wiederum die Israelis davon überzeu-
gen, dass die arabische Seite auch 
wirklich daran interessiert sei, den 
Zustand zu erreichen, der in der Ara-
bischen Friedensinitiative geschildert 
wird – also eine umfassende Friedens-
lösung in der Region, in der Israel in 
gutnachbarschaftlicher Beziehung mit 
seinen arabischen Nachbarn existiert. 
Damit wären allerdings einige der 
Schritte hin zu einer Anerkennung Is-
raels vorweggenommen worden, die die 
Arabische Friedensinitiative erst für den 
Fall einer Beendigung der israelischen 
Besatzungsherrschaft und der einver-
nehmlichen Regelung der Flüchtlings-
frage vorsieht. Gleichzeitig sollten – so 
die Obama-Administration – die ara-
bischen Staaten vor allem dabei stärker 
einbezogen werden, den Wiederaufbau 
in den palästinensischen Gebieten zu 
finanzieren sowie Institutionenbildung 
und den Aufbau von Governance-
Strukturen zu unterstützen. 

Eine grundlegende Idee der Oba-
ma-Administration war dabei das ge-
meinsame Interesse der arabischen 

Staaten, Israels und der westlichen 
Staatengemeinschaft daran, eine Nuk-
learisierung des Iran zu verhindern, zu 
nutzen, um vertrauensbildende Schrit-
te in der Region zu befördern. Dieser 
Ansatz war allerdings von Anfang an 
fehlgeleitet. Denn nach dem Scheitern 
des von George W. Bush im November 
2007 eingeleiteten Annapolis-Prozes-
ses, nach dem Gaza-Krieg zur Jahres-
wende 2008/2009 und angesichts der 
aggressiven anti-arabischen Rhetorik 
des israelischen Außenministers Avig-
dor Lieberman war es wenig verwun-
derlich, dass die arabischen Staaten sich 
nicht in einer Bringschuld gegenüber 
Israel sahen. 

Darüber hinaus betrachten sie die 
in der Initiative von 2002 formulierten 
Bedingungen für eine Anerkennung 
Israels und die Normalisierung der 
Beziehungen als nicht verhandelbar. 
Und letztlich hätten Maßnahmen, die 
tatsächlich Eindruck auf die öffentliche 
Meinung in Israel hätten machen kön-
nen, wesentlich weiter gehen müssen, 
als Washington es forderte – vergleich
bar etwa dem Besuch des damaligen 
ägyptischen Präsidenten Anwar al-Sa-
dat 1977 in Jerusalem. Solche Schritte 
aber waren angesichts der öffentlichen 
Meinung in der Region unvorstellbar. 
Vertreter arabischer Staaten, wie der 
saudische und der jordanische Außen-
minister, machten denn auch im Som-
mer 2009 unmissverständlich klar, dass 



64

sie vertrauensbildende Maßnahmen 
und Schritte der Normalisierung für 
einen Umweg hielten, der eher davon 
abführte, endlich die wichtigen End-
statusfragen anzugehen. So wurde zwar 
letztlich von kleineren Golfstaaten 
angeboten, wieder Handelsmissionen 
zu eröffnen, aber eine tatsächliche Ver-
besserung des Klimas konnte nicht 
erzielt werden. Eine weitere Ursache 
dafür war, dass auch die Netanjahu-
Regierung ihren Teil des vorgeschlage-
nen freeze for thaw-Handels nicht zu 
erfüllen bereit war, also eben keinen 
vollständigen Siedlungsstopp verkün-
dete. 

Auch die Europäer haben die Ara-
bische Friedensinitiative als Anknüp-
fungspunkt gesehen, um die arabischen 
Staaten stärker in die Verantwortung 
zu nehmen, um eine größere Inklusivi-
tät und regionale Unterstützung für 
Friedensverhandlungen zu generieren 
und um letztlich die Akzeptanz für eine 
Friedenslösung zu erhöhen. Deshalb 
haben sie sich insbesondere im Vorfeld 
des Annapolis-Gipfels dafür eingesetzt, 
die Araber mit an Bord zu holen. Zu-
dem haben die Europäer, und das gilt 
insbesondere für Deutschland, mit dem 
Ziel, ein konstruktives Klima in der 
Region herbeizuführen, im Frühjahr/
Sommer 2009 eine intensive Reisedip-
lomatie gepflegt, um arabische Regie-
rungen davon zu überzeugen, die 
Arabische Friedensinitiative auf den 

Kopf zu stellen. Letztlich ist es aber 
nicht gelungen, ein vertrauensvolles 
Klima zu schaffen, in dem Verhand-
lungen wieder in Gang gesetzt und 
konstruktiv geführt werden können, 
wie es die Obama-Administration 
avisiert hatte. 

Wie weiter? 

Nach wie vor sind es weder die Euro-
päer noch die regionalen Führungs-
mächte, die eine Konf liktregelung 
herbeiführen werden – ohne ein aktives 
Engagement der USA werden kaum, 
gegen die USA werden keine Fort-
schritte erzielt werden können. Zudem 
werden es die Konfliktparteien ohne 
ein zielgerichtetes internationales En-
gagement nicht schaffen, sich aus der 
Spirale der Gewalt und des gegensei-
tigen Misstrauens zu befreien. Dazu 
bedarf es einer Perspektive, die von 
außen vorgegeben wird – in Form einer 
Blaupause für die Regelung des Kon-
flikts, die die wesentlichen, längst be-
kannten Prinzipien einer Regelung 
festhält – und eines aktiven und kon-
sistenten Begleitens von Verhand-
lungen über die Details der Regelung 
sowie ihrer Umsetzung. Nur durch eine 
glaubwürdige Friedensperspektive 
kann es tatsächlich gelingen, die Frie-
denskräfte in den Gesellschaften aus-
reichend zu stärken. Das impliziert 
auch, dass die internationale Gemein-
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schaft, angeführt von den USA, bereit 
sein muss, nicht nur in Verhandlungen 
aktiv zu vermitteln, sondern auch die 
Umsetzung durch ein objektives Moni­
toring zu begleiten und Fehlverhalten 
zu sanktionieren. Ist diese Bereitschaft 
nicht vorhanden, sollte man auch auf 
einen weiteren Gipfel wie in Annapolis 
verzichten. 

Was heißt das für die Kooperation 
der USA und der Europäer mit der 
Arabischen Liga und den arabischen 
Staaten? Hier sind insbesondere zwei 
Punkte relevant:

 
•	 Der erste betrifft die Arbeitsteilung, 

die sich mit einigen arabischen 
Staaten herausgebildet hat, nämlich 
dass der „Westen“ letztere zunächst 
darin unterstützt hat, zwischen Ak-
teuren zu vermitteln, mit denen der 
Westen (zum Teil) selbst nicht spre-
chen will – in erster Linie zwischen 
den palästinensischen Kontrahenten 
Fatah und Hamas. In der Folge hat 
der Westen dann allerdings diese 
Arbeitsteilung und das Standing der 
regionalen Akteure unterminiert, 
indem er nicht erfüllbare Vorgaben 
gemacht hat. Dies bezieht sich ins-
besondere auf die Unterminierung 
des Abkommens über eine palästi-
nensische Einheitsregierung, das die 
Saudis im Frühjahr 2007 in Mekka 
vermittelten, durch den Westen, aber 
auch auf die derzeitigen Bemü-

hungen der ägyptischen Regierung, 
zwischen den palästinensischen 
Gruppierungen ein Machtteilungs-
abkommen zustande zu bringen. Die 
USA und die EU haben das Mekka-
Abkommen unterminiert: die USA 
durch Ausrüstungshilfe für Fatah-
Kräfte, die EU dadurch, dass sie die 
Budgethilfe für die Einheitsregie-
rung nicht wieder aufnahm, USA 
und EU durch klare Signale, dass 
eine Regierung, die Hamas-Vertreter 
umfasst, kein willkommener Partner 
ist. Diese Haltung, die nach wie vor 
andauert, und das Bestehen auf der 
Erfüllung der sogenannten Quartett-
Kriterien durch jegliche palästinen-
sische Regierung ist insbesondere 
deshalb nicht zielführend, weil es 
ohne einen Minimalkonsens zwi-
schen den palästinensischen Kontra-
henten kaum möglich sein wird, die 
gravierenden Probleme zu lösen, mit 
denen die Palästinenser konfrontiert 
sind – insbesondere die Blockade des 
Gazastreifens mit ihren verheerenden 
Auswirkungen. 

•	 Der zweite Punkt wäre, eine engere 
Kooperation zwischen dem Quartett 
auf der einen und dem so genannten 
Arabischen Quartett auf der anderen 
Seite anzustreben, also den Vertre-
tern Ägyptens, Jordaniens, Saudi-
Arabiens und eines der kleineren 
Golfstaaten. Hier wäre nicht nur eine 
enge und kontinuierliche Abstim-
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mung auf Regierungsebene in Bezug 
auf die Wiederaufnahme eines ziel-
führenden Friedensprozesses sinn-
voll. Beide Seiten sollten sich auch 
Gedanken darüber machen, was sie 
jeweils zum Abschluss und zur Im-
plementierung eines Abkommens 
beitragen können – vor allem mit 
dem Ziel, die großen Divergenzen 
zwischen den Konfliktparteien in 
Bezug auf Endstatusfragen zu über-
brücken. Das betrifft zum Beispiel 
die Flüchtlingsfrage. Es betrifft auch 
die Frage einer internationalen Prä-
senz in den palästinensischen Gebie-
ten für eine Übergangsphase. Hier-
bei könnte es zudem um das Aus-
buchstabieren der Arabischen Frie-
densinitiative gehen – nicht im Sinne 
des geschilderten freeze for thaw-
Ansatzes, sondern mit dem Ziel, eine 
Konkretisierung zu erarbeiten, die 
darlegt, wie eine Friedensregelung 
zwischen Israel und den arabischen 
Staaten konkret aussehen könnte – 
zum Beispiel in den Bereichen Tou-
rismus, Infrastruktur, Handel, Kul-
turaustausch, Investitionen, etc. – 
und welche Maßnahmen hilfreich 
bzw. nötig wären, um diese für alle 
Seiten attraktiv zu machen. 

Der Beitrag beruht auf einem Vortrag, den 
die Autorin am 26. Oktober 2009 auf der 
Jahrestagung des diAk in der Evangeli
schen Akademie Arnoldshain hielt.
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